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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— NT. 8. 


Inhalt: Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der evangeliſchen Pfarrer des Konſiſtorialbezirkes Frant 
furt a. M., S. 41. — Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der evange⸗ 
liſchen Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M., S. 56. — Bekanntmachung der 
nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen 
Erlaſſe, Urkunden 2c., S. 64. 


(Nr. 10327.) Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der evangeliſchen Pfarrer des Kon— 
ſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. Vom 24. März 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 
Das anliegende Kirchengeſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Geiſt— 
Sr lichen des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M., wird, ſoweit erforderlich „ſtaats⸗ 
geſetzlich beſtätigt. 
Artikel 2. 

Die Beiträge der Kirchengemeinde für das Grundgehalt, die Alterszulage⸗ 
kaſſenbeiträge, die Zuſchüſſe und Miethsentſchädigungen können im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben werden. 

Das Konſiſtorium ſtellt die Höhe der fälligen Beiträge feſt. Der Be— 
ſchluß des Konſiſtoriums bedarf der Zuſtimmung des Regierungspräſidenten. 
Bei erhobenem Widerſpruch oder auf Beſchwerde entfcheidet der Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten. 

Artikel 3. 

Auf Anordnungen der Kirchenbehörde über Gewährung von Zuſchüſſen und 
Miethsentſchädigungen finden die Vorſchriften der Kirchenverfaſſungsgeſetze, be— 
treffend die Zwangsetatiſirung, Anwendung. 


Artikel 4. 
Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes der Alterszulagekaſſe darüber, ob 
und in welcher Verſicherungsklaſſe eine Pfarrſtelle zu verſichern ift, ſowie gegen 
Geſetz-Samml. 1902. (Nr. 1032710328.) 9 


Ausgegeben zu Berlin den 27. März 1902. 


die Entſcheidung der Kirchenbehörde über die Uebernahme der Stelleneinkünfte 
ſeitens des Stelleninhabers findet der ordentliche Rechtsweg nicht ſtatt. 

Die in allgemeinen oder beſonderen Geſetzen begründeten Rechte des Pfarr⸗ 
vermögens oder einzelner Theile desſelben, inſonderheit ſteuerliche Vorrechte oder 
ſonſtige Privilegien, welche mit dem Stellenvermögen oder den Einkünften der 
Pfarrſtelle verknüpft ſind, bleiben beſtehen, auch wenn das Stellenvermögen oder 
die Einkünfte der Pfarrſtelle auf Grund der Vorſchriften des anliegenden Kirchen⸗ 
geſetzes fih nicht mehr im Nießbrauche des Stelleninhabers befinden. 

Wegen der Anſprüche der Geiſtlichen auf das Grundgehalt, Die Miters- 
zulagen, die Zuſchüſſe und Miethsentſchädigungen finden die Beſtimmungen des 
erſten Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, vom 
24. Mai 1861 Geſetz⸗Samml. S. 241) entſprechende Anwendung. 


ertteled, er 
Mit der Ausführung dieſes Gefeges werden der Miniſter der geiſtlichen ꝛe. 
Angelegenheiten und der Finanzminiſter beauftragt. 


Artikel 6. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1902 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1902. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. | 
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Aulage. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 


das Dienſteinkommen der Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes 
Frankfurt a. M. 
Vom 24. März 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für den Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Frankfurt a. M. mit Zu⸗ 
ſtimmung der Bezirksſynode, was folgt: 


§. 1. 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramte des Konſiſtorialbezirkes 
Frankfurt a. M. feſt angeſtellte Geiſtliche, mit deſſen Pfarrſtelle bei Inkraft⸗ 
treten dieſes Kirchengeſetzes ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
verbunden iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches beſteht: 

a) in einem Grundgehalte, 

p) in Alterszulagen, i 

c) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Miethsentſchädigung. 


a. Grundgehalt. 
§. 2. 
Das Grundgehalt iſt vierteljährlich im Voraus zahlbar und beläuft ſich 
für die am 1. April 1901 vorhanden geweſenen Pfarrſtellen, je nachdem das 
Stelleneinkommen an dieſem Tage betrug: 


unter 3600 Mark (Klaſſe D auf..... 1800 Mark, 
360 0 bis 3899 )) Haa 2400 
. Ne 
c Na 3600 >» 
1500.09 a a ve. 2 1000 


Das Grundgehalt für die in der Zeit nach dem 1. April 1901 bis zum 
Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes errichteten Pfarrſtellen iſt nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen auf Grund des am Tage der Errichtung vorhandenen Stellen- 
einkommens zu bemeſſen. : Pe 8 

9* 


$. 3. 
Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber 
Zuſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


F. 4. 
Bei Pfarrſtellen, 
1. für welche ein Grundgehalt von 1800 Mark nach den örtlichen Ver— 
hältniſſen als unauskömmlich zu erachten ift, a 
2. deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
3. deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den Grundgehältern des 
§ 2 nicht zu ermöglichen ift, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Bezirks-Synodalvorſtandes nach 
Anhörung der Kirchengemeinde und des betheiligten Stadt-(Kreis-) Synodal⸗ 
vorſtandes anordnen, daß ein Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum 
Grundgehalt auf die Dauer oder auf Zeit gewährt wird. 


b. Alterszulage. 


§ 5. ; 

Diejenigen Stelleninhaber, welche das fünfte Dienſtjahr vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen, welche die nach Maßgabe des $. 2 normirten Grund- 
gehälter in fünfjährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten um je 
600 Mark ſteigern, dergeſtalt, daß dieſelben, unbeſchadet der nach den 89. 3 
und 4 gewährten Zuſchüſſe zum Grundgehalt, ein Dienſteinkommen zu beziehen 
haben: ; 

in Klaſſe I bei einem Grundgehalte von 1800 Mark: 
vom vollendeten 5. Dienſtjahr ab von 2400 Mark, 
10. d Z 


. . 3000 

. . 15. ° 5 3600 

s s 20. s 0 d 4200 8 

. 28 . „% B00 7 


in Klaſſe II bei einem Grundgehalte von 2400 Mark: 
; vom vollendeten 10. Dienſtjahr ab von 3.000 Mark, 
15. . 


. . „ 3600 
s . 20. , 0 d 4200 7 
. 555 „„ eO en 


in Klaſſe III bei einem Grundgehalte von 3000 Mark: 
vom vollendeten 15. Dienſtjahr ab von 3 600 Mark, 

20. . — 4200 

5 s 25, s , 5 4800 d į 


£ s 2 


— ũ : ——. *... 


in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3 600 Mark: 
vom vollendeten 20. Dienſtjahr ab von 4200 Mark, 
re ln, 

in Klaſſe V bei einem Grundgehalte von 4200 Mark: 
vom vollendeten 25. Dienſtjahr ab von 4800 Mark. 


i $. 6. 

Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſt— 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Alters— 
zulagen errichtet iſt. i 

Für die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der Geiſtlichen, Pfarr- 
ſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſation und Verwaltung der 
Kaſſe gelten die anliegenden Satzungen mit der Maßgabe, daß 

a) die Bezirksſynode der vereinigten evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. einen Synodaldeputirten als 
Mitglied für den Verwaltungsausſchuß zu wählen hat ($. 3 der 
Satzungen), 

b) die im $.16 der Satzungen feftgeftellte Entſchädigungspflicht in Anſehung 
des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. nicht auf die Alterszulagekaſſe 
übergeht, 

c) im F. 4a ſowie in den §g. 5 und 6 ſtatt „am 1. Oktober 18974 . 
als Termin in Anſehung des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. 
geſetzt wird: 

„am 1. April 1901¼/. 


e. Dienſtwohnung. 
i 8 

Die Dienſtwohnung ſoll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 

Zur Dienſtwohnung gehören auch die vorhandenen, zur Bewirthſchaftung 
der Pfarrgrundſtücke nicht nothwendigen Wirthſchaftsgebäude. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es thunlich und angemeſſen erſcheinen laffen, 
iſt als Zubehör der Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf 
das Grundgehalt bereit zu ſtellen. 


2 $. 8. 

Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienft- 
wohnung eine Miethsentſchädigung gewährt werden, welche in einer vierteljährlich 
im Voraus zahlbaren Geldſumme zu beſtehen hat und eine ausreichende Ent⸗ 
ſchädigung für die nicht gewährte Dienſtwohnung darſtellt. 


eh a 


I: 

Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und 
in welchem Umfang ein! Hausgarten zu gewähren iſt, hat die Kirchengemeinde 
zu beſchließen. Die endgültige Entſcheidung erfolgt nach Anhörung des betheiligten 
Stadt⸗(Kreis-) Synodalvorſtandes durch das Konſiſtorium. 


$. 10. 


Die Entziehung einer Dienſtwohnung und eines Hausgartens iſt nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


GT, 


Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei 
den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


i §. 12. 

Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber das Grundgehalt und die 
Zuſchüſſe (GY. 2, 3 und 4) ſowie die Dienſtwohnung und einen Hausgarten 
beziehungsweiſe eine Miethsentſchädigung (88. 7, 8 und 9) zu gewähren und die 
Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe nach Maßgabe ihrer Satzungen zu verſichern. 
Auf die Kirchengemeinde geht dagegen der Nießbrauch des Stellenvermögens der 
im F. 2 genannten Pfarrſtellen mit allen damit verbundenen Rechten und Pflichten 
über. Soweit die in Folge deſſen erzielten Einnahmen nicht zur Deckung der 
Grundgehälter, Alterszulagekaſſenbeiträge und Zuſchüſſe erforderlich ſind, müſſen 
ſie auch ferner ihrer Beſtimmung zum Beſten des Pfarrdienſtes erhalten bleiben. 

Bezüglich der Aufſicht über die Verwaltung des Stellenvermögens bleiben 
die beſtehenden Vorſchriften unberührt. 


§. 135 
Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der Kirchen⸗ 
gemeinde finden die Vorſchriften Anwendung, welche über die Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten. 


$. 14. 5 
Dem Stelleninhaber ſteht die Befugniß zu, die der Pfarrſtelle gebührenden 
Naturalgefälle ganz oder theilweiſe zu übernehmen. Auch kann derſelbe einzelne 
Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das 
Bedürfniß ergiebt, zur Beſchaffung der nothwendigen Lebensmittel oder zur 
Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke 
ſelbſt zu bewirthſchaften. 5 ; 8 


Der Uebernahmepreis beſtimmt ſich nach dem ortsüblichen Werthe. Auf 
Anrufung von Betheiligten entſcheidet der betheiligte Stadt⸗(Kreis-) Synodal⸗ 
vorſtand endgültig. Eine Auseinanderſetzung regelt fich nach $. 13. 


. 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Ver⸗ 
pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


. 16, 

Das Kirchengeſetz findet keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, 
welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind. Auch die Dienſtzeit der 
Inhaber dieſer Pfarrſtellen wird jedoch nach den für Bewilligung von Alters⸗ 
zulagen aus der Alterszulagekaſſe maßgebenden Vorſchriften berechnet. 

Für die Berechnung der Dienſtzeit der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Kirchengeſetzes angeſtellten Pfarrer der beiden Stadt⸗Synodalbezirke bleiben, fo- 
lange ſie eine bei der Alterszulagekaſſe nicht verſicherte Pfarrſtelle inne haben, 
die von der kirchlichen Aufſichtsbehörde getroffenen Feſtſetzungen maßgebend. 


8 
Die nach dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes neu errichteten Pfarr⸗ 
ſtellen, deren Einkommen unter 4800 Mark beträgt, unterliegen den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes mit der Maßgabe, daß ein Grundgehalt von mindeſtens 
1800 Mark bereit zu ſtellen iſt. 


$. 18. 

Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle 
auf 4800 Mark und darüber bleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 4800 Mark hat 
die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4800 Mark zu gewähren, ſofern die 
Stelle nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird ($. 11 der 
Satzungen). In letzterem Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf 
dieſe Pfarrſtelle Anwendung. 

si 

Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. April 1901 
ermittelt und feſtgeſetzt. 

Im Bedarfsfalle kann ſpäter eine erneute Feſtſetzung ſtattfinden. i 

Für die Berechnung des Stelleneinkommens find die für die Alterszulagekaſſe 
geltenden Grundſätze maßgebend. 


§. 20. 


Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt die Kirchen⸗ 
gemeinde nach Anhörung des Stelleninhabers. Die Feſtſetzung erfolgt durch 


das Konſiſtorium nach Anhörung des Vorſtandes der betheiligten Stadt-(Kreis—) 
Synode. 
Die Verminderung des Stelleneinkommens durch Beſchluß der Gemeinde— 
organe iſt nur mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


Uebergangsbeſtimmungen. 


§. 21. 


Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch dieſes Kirchengeſetz gegebenen 
Vorſchriften unterliegen, ſtehen während des Sterbemonats den Erben, nächſt 
denſelben, ſowie während einer weiteren Gnadenzeit von drei Monaten den 
Hinterbliebenen die Fortſetzung des Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des 
Hausgartens beziehungsweiſe die Miethsentſchädigung ſowie das Grundgehalt der 
Stelle, die Alterszulagen und Zuſchüſſe zu. i 

Wo die Gnadenzeit länger als drei Monate dauert, wird den Hinter- 
bliebenen der gleiche Anſpruch entſprechend dieſer längeren Dauer bis zum Höchſt⸗ 
betrage von ſechs Monaten gewährt. 

Die bisherigen Beſtimmungen über Leiſtungen der im Genuß der Gnaden⸗ 
zeit befindlichen Hinterbliebenen für die vikarirenden Geiſtlichen oder einen pez 
beſtellten Vikar bleiben unberührt. 5 

Als Hinterbliebene im Sinne dieſes Geſetzes ſind bezugsberechtigt, ſoweit 
ſie nicht rechtmäßig enterbt ſind, die Wittwe ſowie die ehelichen Nachkommen, 
Stiefkinder und an Kindesſtatt angenommene Kinder des verſtorbenen Geiſtlichen, 
welche während der Sterbe- oder Gnadenzeit berechtigt geweſen wären, ihren 
Unterhalt von ihm zu empfangen. Sind bezugsberechtigte Hinterbliebene nicht 
vorhanden, ſo iſt das Konſiſtorium befugt, den Eltern, Geſchwiſtern und 
Geſchwiſterkindern des verſtorbenen Geiſtlichen, welche wegen Mangels eigener 
Mittel von ihm ihren Unterhalt empfangen haben, in beſonderen Fällen die 
Gnadenzeit auf drei Monate zu gewähren. 

Den Hinterbliebenen ſteht der Anſpruch gemeinſchaftlich zu. 

Iſt eine Wittwe vorhanden, ſo gebührt ihr allein die Erhebung und 
— unbeſchadet der Rechte der Betheiligten — die einſtweilige Verfügung über 
die Verwendung der Bezüge. f ö 

Iſt eine Wittwe nicht vorhanden, oder erhebt dieſelbe die Bezüge nicht, 
ſo erfolgt die Erhebung durch einen gemeinſamen Vertreter. Bis die Beſtellung 
eines ſolchen ſeitens der Nächſtbetheiligten bewirkt iſt, kann das Konſiſtorium 
eine einſtweilige Vertretung anordnen. In dieſem Falle werden Einwendungen 
über die Verwendung der Bezüge durch das Konſiſtorium entſchieden. 5 


f H. 22. 
Dieſes Kirchengeſetz tritt am 1. April 1902 in Kraft. 


F. 23. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Studt. 


Satzungen, 


betreffend 
die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


F. 1. 

Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame 
Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. 
Sie wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche““ von 
einem Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds 
verwaltet. 


§. 2. 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. 
3. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. 

Es haben zu wählen: HET 

a) die Generalſynode der ewangelifchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder 

b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

Probinz Sands rn 8 . 
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c) die Geſammtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 


der Provinz Schleswig-Holſteinnn nn 5 Mitglieder 
d) die Geſammtſynode der evangeliſchen Kirchengemein— 
ſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caffel ............. 5 P 


e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Kon- 
filtortalbesurtes Wiesgade 
f) die Geſammtſynode der evangeliſch-xeformirten Kirche 
, E SRER een 2 3 
Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, 
bis eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodal— 
angehörigkeit verlieren, oder behindert ſind, an den Berathungen des Verwaltungs— 
ausſchuſſes theilzunehmen, werden ebenſoviele Stellvertreter gewählt, welche in 
einer bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


$. 4. 
Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarr⸗ 
ſtellen, welche | 
a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
hatten, 
b) ſpäter mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark er- 
richtet ſind oder werden, 


bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


H. 5. 
Die Verſicherung erfolgt: 
bei einem Stelleneinkommen 
unter 3600 Mark in Klaſſe I, 


von 3600 bis 3899 -> II, 
900. ALIJA a e LER, 
„4200 = 4499 [V, 


4500 4799 „ V 


Bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen ift das an dieſem 
Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 1897 
bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am Tage 
der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde zu legen. 

Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung er— 
richtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Verſicherungspflicht mehrerer 
dauernd verbundener Pfarrämter bemißt fich nach der Geſammtſumme des 
Stelleneinkommens. 


F. 6. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär⸗ 

und Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, 

a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd ver— 
bunden ſind, und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen 
Aufbeſſerungs- und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht 
berechtigt waren, 

b) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Ein— 
richtungen am 1. Oktober 1897 Sue dieſelben Bezüge, wie 
durch das Kirchengeſetz und dieſe Satzungen, zugeſichert ſind. 

Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen, ungeachtet beſtehender Regulative oder 

entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


NET 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verficherten Pfarr⸗ 
ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen nach dem Dienſtalter De- 
meſſenen Abſchnitten, dergeſtalt, daß gewährt werden: 
in Klaſſe I vom vollendeten 5. Dienſtjahr ab 600 Rn 
z 5 10. z 


z 1200 
= a 15% z £ 1800 = 
5 z 20. z 2400 3 
g z 25. g 3000 
. z 10. z 600 
z z 15% z 1200 
z z 20, z : 1800 
z g 25. g 2400 
e . 15. g 600 
z z 20. z 1 200 P 
z = 25. z 1800 z 
BR OPLO V E 2 z 20 z 600 P 
- 25. z : 1200 P 
. z 25. 3 : 600 Ber. 
$. 8. 


Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen 
beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſt⸗ 
zeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren ſechs Monaten an 
diejenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium 


als ſolche bezeichnet werden. 
10° 


GR 
Die Kirchengemeinden haben für jede verficherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent- 
richten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


DORIS e T a E e 1500 Mmf, 
z e IENEN Ea EU, 1200 - 
UN EN ET, 900 
z Fo ( 600 
JJ Aa HET EE e 300 
$. 10. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe endſcheidet endgültig, ob die geſetz— 
lichen Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


N. : 

Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches fich auf 4800 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Be— 
theiligten unabhängig ſind, unter den Betrag von 4800 Mark ſinkt, iſt der 
Vorſtand ermächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. 


§. 12. 
Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlaſſen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen ſind. 


F. 13. 

Für die Ermittelung des Stelleneinkommens find folgende Grundſätze 

maßgebend: 

1. zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während 
der Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern auf— 
kommenden Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen 
Dritten gewährten Zuſchüſſe, 

2. der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie ver⸗ 
pachtet ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des orts— 
üblichen Werthes vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Ver⸗ 
pachtungen und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitte des 
Ertrags der letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide, ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen 

werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten Markt⸗ 
ortes berechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 


Stolgebühren und Aceidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte 
berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 
ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


$. 14. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, fowie die an ihrer Stelle ge— 
währte Miethsentſchädigung, 

2. die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats- 
haushalts-Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbeſſerungs- und Alters⸗ 
zulagen, 

3. Nebeneinnahmen für geiftliche Bedienung der Korrektions-, Irren⸗, 
Kranken- und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge, ſowie für 
Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten, 

4. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 

anderen Pfarrſtelle, 

. freiwillige Gaben. 


A 


$. 15. 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 

J. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen, 

2. die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte, N 

3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts— 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 

$. 16. 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaſſeneinrichtung im Amte befindlichen Sin: 
haber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, 
hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in 
ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die 
Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu be— 
meſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der .$$. 13 bis 15 mit der 
Maßgabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen, insbeſondere 
die Pfründenabgaben, vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem 
früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er ſeine 
bisherige Stelle verläßt. 


Stirbt der berechtigte Geiftliche vorher, fo finden die Vorſchriften des §. 8 
Abſ. 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen find verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſammt— 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums 
Mittheilung zu machen. 


Selle 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienftalters der Geiſtlichen ſind die zur 
Zeit bei der Verwaltung des Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds maßgebenden 
Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vor⸗ 
geſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 


§. 18. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Ge- 
ſchäfte derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde 
für die Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung 
der Alterszulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt all⸗ 
jährlich dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über das abgelaufene Rechnungs⸗ 
jahr zur Abnahme vor. 


Se 
Der Verwaltungsausſchuß, welcher fih auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. ; 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher feine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 

hat zu beſchließen: ö 

1. über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der ab— 
gelaufenen Rechnungsperiode, 

2. über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit⸗ 
ſtellung von Zulagen an Geiſtliche unter fünf Dienſtjahren auf Stellen 
der Klaſſe 1 Bedacht zu nehmen iſt, 

3. über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig ift, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen, 

4. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen, 

5. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 


$. 20. 

Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver— 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme Theil nehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
ſechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


$. 21. 

So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen iſt, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. 

$. 22. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters- 


zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 
F. 23. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal⸗ 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs— 
ausſchuſſe vorzulegen iſt. l 

$. 24. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife- 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch die 
Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiligten Landes- 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden 
mitzutheilen. 

§. 25. 

Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der 

Kaſſenbeiträge ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. 


§. 26. 
Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchen— 
geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläſſig. 


(Nr. 10328.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der evangeliſchen 
Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. Vom 24. März 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
i Artikel 1. 
Der Bezirksſynodalkaſſe des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. wird, als 
ANON zu den ihr durch das anliegende Kirchengeſetz, betreffend die Fürſorge 
für die Wittwen und Waiſen der evangeliſchen Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes 
Frankfurt a. M., auferlegten Leiſtungen an den Pfarr-Wittwen- und Waiſen— 
fonds, vom 1. April 1902 ab eine halbjährlich im Voraus zahlbare Jahresrente 
von 1500 Mark ſeitens des Staates überwieſen. 


Artikel 2. 

Den evangeliſchen Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. ift 
vom 1. April 1902 ab der Beitritt zur Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt 
nicht mehr geſtattet. 

. Artikel 3. 

Gegen die Entſcheidung der Kirchenbehörde über die Höhe der nach den 
F. 2, Ile und 12 des anliegenden Kirchengeſetzes an den Pfarr-Wittwen-⸗ und 
Waiſenfonds beziehungsweiſe an die Bezirksſynodalkaſſe zu leiſtenden Beiträge 
findet der Rechtsweg nicht ſtatt. 

Artikel 4. 

Die im Artikel 3 bezeichneten Beiträge an den Pfarr-Wittwen- und 
Waiſenfonds beziehungsweiſe an die Bezirksſynodalkaſſe können im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben werden. 


Artikel 5. 
Der durch das anliegende Kirchengeſetz gewährte Anſpruch auf Wittwen— 
und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder abgetreten, noch verpfändet, 
noch ſonſt übertragen werden. 


Artikel 6. 

Die Kirchenbehörde beſtimmt, unter Ausſchluß des Rechtswegs, an wen 
die Zahlung des Wittwen- und Waiſengeldes nach dem anliegenden Kirchengeſetze 
gültig zu leiſten iſt. 

Im Uebrigen findet wegen der Anſprüche auf Wittwen- und Waiſengeld 
gegen die Entſcheidung der Kirchenbehörde der Rechtsweg nur nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861 Geſetz-Samml. S. 241) ſtatt. 


Artikel 7. 
Mit der Ausführung des Artikels 1 dieſes Geſetzes werden der Miniſter 
der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten und der Finanzminiſter beauftragt. 


Artikel 8. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1902 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ; 
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Wodbielsti, 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 
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Anlage. 


Kirchengeſetz, 


betreffend 


die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der evangeliſchen Geiſtlichen 
des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. 


Vom 24. März 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für den Konſiſtorialbezirk Frankfurt a. M. mit Zuſtimmung der Be- 
zirksſynode, was folgt: f 


Sl. 

Die Wittwen und die hinterbliebenen noch nicht achtzehn Jahre alten ehelichen 
Kinder der im Pfarramt einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer theologiſchen 
Lehranſtalt des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. unter Beſtätigung der 
Kirchenregierung auf Lebenszeit angeſtellten Geiſtlichen erhalten, wenn diefe Geift- 
lichen im Amte verſterben oder nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens das geſetzliche Ruhegehalt be— 
ziehen oder doch beziehen würden, falls ſie nicht wegen der Kürze ihrer Amts⸗ 
dauer eine Penſion überhaupt nicht zu beanſpruchen hätten, Wittwen- und Waiſen⸗ 
geld nach Maßgabe der in $$. 3 ff. enthaltenen Beſtimmungen. 


F. 2. 

In Fällen, wo das kirchliche Intereſſe es wünſchenswerth erſcheinen läßt, 
ift das Konſiſtorium ermächtigt, auf Grund beſonderer Vereinbarungen die Ge- 
währung eines Wittwen- und Waiſengeldes auch für die Hinterbliebenen derjenigen 
Geiſtlichen zuzuſichern, welche bei Anſtalten oder Vereinen der inneren oder äußeren 
Miſſion innerhalb des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. angeſtellt ſind, ſofern 
letztere Körperſchaftsrechte beſitzen. Die Höhe eines an die Bezirksſynodalkaſſe zu 
entrichtenden jährlichen Beitrags wird von dem Konſiſtorium mit Zuſtimmung 
des Bezirksſynodalvorſtandes feſtgeſtellt. 


8 
Das Wittwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiftlichen 
oder Emeriten: 
bis zum vollendeten 10. Dienſtjahre ...... 600 Mark, 
vom 10. bis zum vollendeten 20. Dienſtjahre 700 - 
20 ale z 30. z 800 


ee z 35. 2 900 > 
. p 40, z 1000 „ 
e 2 45, = OO 
von mehr als 45. Dienftjabren............ 1200 - 


Auf das Dienftalter werden nur ſolche Dienſtjahre angerechnet, welche nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zurückgelegt worden find. Vergl. jedoch §. 11 e.) 


i § 4. 

Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſt⸗ 
lichen zum Bezuge des Wittwengeldes berechtigt war, 200 Mark für 
jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes 
des Geiſtlichen zum Bezuge von Wittwengeld nicht berechtigt war, 
300 Mark für jedes Kind. Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des 
Wittwengeldes nur deshalb nicht berechtigt iſt, weil der Geiſtliche auf 
dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waiſengeld der Ziffer 1. 


| F. 5. ; 

Der Geſammtbetrag des den Waiſen eines Geiftlichen oder Emeriten zu 
zahlenden Waiſengeldes darf im Falle des §. 4 Ziffer 1 1000 Mark im Falle 
des F. 4 Ziffer 2 und, wenn beide Fälle zuſammentreffen, 1500 Mark nicht 
überſteigen. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung wird das Waiſengeld verhältnißmäßig 
gekürzt. 

$. 6. 

Bei dem Ausſcheiden eines Waiſengeldberechtigten erhöht ſich das Waiſen— 
geld der verbleibenden Berechtigten von dem nächſtfolgenden Kalendervierteljahr 
an inſoweit, als fie ſich noch nicht im vollen Genuſſe der ihnen nach §. 4 ge 
bührenden Beträge befinden. 


ER 
War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, fo wird 
das nach Maßgabe des $. 3 berechnete Wittwengeld für jedes angefangene Jahr 
des Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um Hao gekürzt. 
11 


$. 8. 

Keinen Anſpruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen 
war und das Konſiſtorium durch einen unter Zuziehung des Bezirksſynodalvor— 
ſtandes zu faſſenden Beſchluß die Ueberzeugung ausſpricht, daß die Eheſchließung 
zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Wittwe den Bezug des Wittwengeldes zu 
verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Wittwen- und Waiſengeld haben die Wittwen und 
die hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen 
Verſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 


I: 

Die Zahlung des Wittwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe 
der den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und 
erfolgt für jedes Kalendervierteljahr bei Beginn desſelben bei der Kaſſe des Kon— 
ſiſtoriums oder nach Verlangen der Berechtigten auf deren Gefahr und Koſten 
durch die Poſt gegen Vorlegung gehörig beſcheinigter Quittungen. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten ift, beſtimmt das Konſiſtorium. 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Theilbetrags von Wittwen— 
und Waiſengeld erliſcht, wenn derſelbe während vier Jahren von Ablauf des 
Kalenderjahrs, in welchem der Theilbetrag fällig geworden iſt, nicht abgehoben 
iſt, zu Gunſten des Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds. 


$. 10. 
Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waiſengeldes erliſcht: 
J. für den Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheirathet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels durch 
einen unter Mitwirkung des Bezirksſynodalvorſtandes zu faſſen— 
den Beſchluß des Konſiſtoriums entzogen wird, bei nachhaltiger 
Beſſerung darf der entzogene Anſpruch durch einen unter Mit 
wirkung des Bezirksſynodalvorſtandes zu faſſenden Beſchluß des 
Konſiſtoriums wieder gewährt werden; 

II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie 
das 18. Lebensjahr vollendet. 


Sm 11. 
Behufs Durchführung der Fürſorge für die Wittwen und Waiſen wird 
die evangeliſche Kirche des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. an den Pfarr⸗ 
Wittwen- und Waiſenfonds (Kirchengefeg für die evangeliſche Landeskirche der 


älteren Provinzen vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung des Pfarr 


Wittwen⸗ 


und Waiſenfonds, Kirchliches Geſetz- und Verordnungs-Blatt des 


Evangeliſchen Ober-Kirchenraths S. 17) mit folgenden Maßgaben angeſchloſſen: 


a) 


= 


c) 


Die Bezirksſynodalkaſſe entrichtet an den Pfarr-Wittwen- und Waiſen⸗ 
fonds als Grundleiſtung einen Jahresbeitrag von 400 Mark für jede 
Pfarrſtelle oder jede ſonſtige Rechte auf Wittwen⸗ und Waiſengeld ge— 
währende Stelle des Bezirkes. 
Auf Grund der Rechnung des Fonds iſt zuerſt für das Rechnungs⸗ 
jahr 1901 und ſodann alle 5 Jahre für das letzte Rechnungsjahr des 
„jährigen Zeitraums zu ermitteln, wie viel von der geſammten Iſt⸗ 
Einnahme des Fonds aus ſteuerlichen Leiſtungen, Pfarrbeiträgen, 
Staatsrenten und Kapitalzinſen auf die einzelne Pfarrſtelle beziehungs- 
weiſe ſonſtige am Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds betheiligte Stelle 
der bisher angeſchloſſenen Landeskirchen durchſchnittlich entfällt; in dem 
Verhältniſſe, in welchem der hiernach jeweilig ſich ergebende Durch— 
ſchnittsantheil der Pfarrſtelle beziehungsweiſe ſonſtigen Stelle den für 
1901 ermittelten Durchſchnittsantheil überſteigt oder hinter demſelben 
zurückbleibt, erhöht beziehungsweiſe vermindert ſich die zu a bezeichnete 
Grundleiſtung. Bei der hiernach ermittelten Summe ſind überſchießende 
Theile einer Mark auf volle Mark abzurunden, 

Das Konſiſtorium ſorgt für die Einziehung des Beitrags und 
führt ihn an den Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds ab. 
Diejenigen Geiſtlichen, welche beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder 
bei künftigem Eintritt in ein nach $. 1 Rechte auf Wittwen- und 
Waiſengeld gewährendes Amt bereits ein für die Berechnung des 
Wittwengeldes in Betracht kommendes Dienſtalter haben, können, um 
die Anrechnung der geſammten früheren Dienſtzeit für Zwecke der 
Reliktenverſorgung zu erlangen, einen Pfarrbeitrag an den Pfarr⸗ 
Wittwen⸗ und Waiſenfonds für die geſammte anzurechnende Dienft- 
zeit nach den für die bisher angeſchloſſenen Landeskirchen geltenden 
Vorſchriften in Jahresbeiträgen von zwei Prozent des Dienſteinkommens 
beziehungsweiſe des Ruhegehalts, welches ſie beziehen, nachzahlen. 

Dieſe Jahresbeiträge ſind von dem durch 100 Mark theilbaren 
Geſammtbetrage des Einkommens zu berechnen und zu je einem Viertel 
in den erſten Tagen jedes Kalendervierteljahrs portofrei an die Kaſſe 
des Konſiſtoriums zu Frankfurt a. M. einzuzahlen. 


d) Etwaige Verpflichtungen der Allgemeinen Wittwen- Verpflegungsanftalt 


gegen Wittwen von Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. 
gehen auf den Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds nicht über. 


e) Die Bezirksſynode hat das Recht, einen Synodaldeputirten als Mit: 


glied in den Verwaltungsausſchuß zu wählen. 


$. 12. 

Die im F. 1 bezeichneten Geiſtlichen und Emeriten, ſowie die erledigten 
Pfarrſtellen ſind verpflichtet, einen jährlichen Beitrag von 1 vom Hundert des 
Dienſteinkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts, welches ſie beziehen, an die 
Bezirksſynodalkaſſe zu leiſten. Derſelbe ift von dem durch 100 Mark theilbaren 
Geſammtbetrage jenes Einkommens zu berechnen und zu je einem Viertel in den 
erſten Tagen jedes Kalendervierteljahrs portofrei einzuzahlen. 

In den Ruheſtand getretene Geiſtliche, welche weder verheirathet oder ver— 
wittwet find, noch Kinder unter 18 Jahren beſitzen, find von vorſtehender Ber- 
pflichtung von dem Zeitpunkt ab entbunden, wo die vorgedachten Vorausſetzungen 
zuſammentreffen. 

§. 13. 

Soweit eine Nachzahlung (F. 11 lit. e) bei dem Ableben des Geiſtlichen 
oder Emeriten für die geſammte Dienſtzeit noch nicht erfolgt iſt und auch von 
der Wittwe beziehungsweiſe den Waiſen nicht binnen ſechs Monaten nach dem 


Ableben bewirkt wird, hat die Deckung des Fehlbetrags durch Kürzung des 


Wittwengeldes und, wenn eine Wittwe nicht vorhanden iſt, durch Kürzung des 
Waiſengeldes zu erfolgen. Dieſe Kürzung darf bei einem Wittwengelde bis zu 
700 Mark einſchließlich den Betrag von 100 Mark jährlich, bei einem höheren 
Wittwengelde den Betrag von 200 Mark jährlich, bei dem Waiſengelde den 
Betrag von 50 Mark jährlich, für jedes Kind berechnet, im Falle des §. 5 den 
Betrag von 250 Mark jährlich, nicht überſteigen. 


§. 14. 


Reichen die dem Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds durch das Geſetz 
zur Verfügung geſtellten Mittel zur Erfüllung ſeiner Verpflichtungen nicht aus, 
ſo iſt der Vorſtand unter Mitwirkung des Verwaltungsausſchuſſes ermächtigt, 
für einen Zeitraum von höchſtens ſechs Jahren das Wittwengeld derjenigen 
Wittwen bis zur Hälfte zu ermäßigen, welchen mit Rückſicht auf das geiſtliche 
Amt des verſtorbenen Geiſtlichen oder Emeriten dauernde Bezüge aus anderen 
als privatrechtlichen Titeln zuſtehen. Als ſolche kommen namentlich in Betracht: 
örtliche Pfarrwittthümer, Dekanats- und andere Verbandspfarrwittwenkaſſen, 
ſowie provinzialrechtliche Einrichtungen, nach welchen den Hinterbliebenen von 
Geiſtlichen nach Ablauf der Gnadenzeit dauernde Bezüge von der Kirchengemeinde 
oder aus ſonſtigen kirchlichen Mitteln, z. B. der Pfarrpfründe, zuſtehen. 

Die Ermäßigung erfolgt durch Anrechnung der aus den örtlichen Fonds 
fließenden Bezüge auf das Wittwengeld. Die Anrechnung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit 
die Bezüge einer Wittwe aus örtlichen Fonds 200 Mark oder weniger betragen. 
Im Uebrigen ift die Anrechnung nur bis zur Hälfte der örtlichen Bezüge — 
unter Freilaſſung des Mindeſtbetrags von 200 Mark — zuläſſig. Auch hat 


die Anrechnung bei ſämmtlichen Fonds ſtets zu demſelben Prozentſatze zu erfolgen. 


en i 
Das e zu Frankfurt a. M. Si mit der Ausführung diees 


AUlrkundlich unter unſerer Söchfteigenbänbigen Unterſchrift und beigedruckem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1902. 


(L. S) Milhelm. 
Studt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


5 


der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Mai 1901, durch welchen der Stadt— 
gemeinde Barmen das Recht verliehen worden iſt, das zur Ausführung 
der geplanten Kanaliſation der Stadt Barmen und der Vororte Lichten— 
platz und Hatzfeld erforderliche Grundeigenthum im Wege der Enteignung 
zu erwerben oder dauernd zu beſchränken, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Düſſeldorf, Jahrgang 1902 Nr. 2 S. 5, aug- 
gegeben am 11. Januar 1902; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Juli 1901, betreffend die Genehmigung 


der von der Rinteln-Stadthagener Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſenen Ver— 
mehrung ihres Grundkapitals auf 3 380 000 Mark durch Ausgabe weiterer 
Stammaktien A im Betrage von 1017000 Mark, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Caſſel, Jahrgang 1902 Nr. 11 S. 95, aus⸗ 
gegeben am 12. März 1902; 


das am 24. November 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft des Gelänge-Thales zu Medebach im 
Kreiſe Brilon durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg, 
Jahrgang 1902 Nr. 3 S. 51, ausgegeben am 18. Januar 1902; 


das am 3. Februar 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Steinbek— 


Boberger Dampf-Entwäſſerungsgenoſſenſchaft im Kreiſe Stormarn durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 10 S. 87, aus⸗ 
gegeben am 8. März 1902; 


„das am 10. Februar 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Simmenau im Kreiſe Kreuzburg O.-S. durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 10 S. 69, aus: 
gegeben am 7. März 1902. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


